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Berufungsverfahren gegen
Klimaaktivisten: Gericht setzt

Verhandlung aus
Das Berufungsverfahren gegen Klimaaktivisten nach einer
Abseilaktion über die A7 wurde ausgesetzt, Gründe sind

Terminschwierigkeiten.

Ein Berufungsverfahren gegen vier Klimaaktivisten, die an einer
spektakulären Abseilaktion von einer Autobahnbrücke über der
A7 beteiligt waren, wurde vorübergehend ausgesetzt. Diese
Entscheidung wurde von einem Sprecher des Landgerichts
Flensburg bekannt gegeben und lässt den Fortgang des
Verfahrens in der Schwebe. Der genaue Zeitpunkt für die
Wiederaufnahme der Verhandlungen steht noch nicht fest, was
zu Spekulationen führt, dass organisatorische
Herausforderungen und Änderungen in der Kammerbesetzung
eine Rolle spielen.

Im Kern dreht sich die Sache um eine Abseilaktion, die am 27.
November 2020 stattfand. An diesem Tag, gegen 8:15 Uhr,
hatten sich die Aktivisten von der Hüsbybrücke über der stark
befahrenen A7 abgeseilt. Ihr Ziel war es, auf die Notwendigkeit
einer Verkehrswende aufmerksam zu machen. Während der
Aktion gab es kein Tempolimit auf dieser Straße, was das
Risikopotenzial der Aktion stark erhöhte. Diese Form des
Protests hat nicht nur das Bewusstsein für Klimafragen
geschärft, sondern auch die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer
in den Fokus gerückt.

Rechtliche Auseinandersetzungen



Die vier Aktivisten, drei Frauen und ein Mann, sahen sich
zunächst vor dem Amtsgericht Schleswig mit einem Strafbefehl
konfrontiert. In der Verhandlung, die am 5. Januar 2023
stattfand, wurden sie wegen Nötigung zu Geldstrafen verurteilt,
jeweils 60 Tagessätze à 20 Euro. Dieses Urteil wurde von den
Beschuldigten nicht akzeptiert, was zur Einlegung der Berufung
führte, die nun in Flensburg behandelt werden sollte. Die
Aussetzung des Verfahrens könnte möglicherweise auch
Kommentare zu den rechtlichen Rahmenbedingungen derartiger
Protestaktionen nach sich ziehen.

Die Abseilaktion selbst war Teil einer größeren Bewegung von
Aktivisten, die versuchen, die Dringlichkeit der heutigen
klimatologischen Herausforderungen zu betonen. Die Klimakrise
ist mittlerweile zu einem zentralen Thema der politischen
Diskussion geworden, und Aktionen wie diese zielen häufig
darauf ab, die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit und der
Regierenden auf die Notwendigkeit einer nachhaltigen
Verkehrspolitik zu lenken.

Die rechtlichen Ausschreitungen rund um die Protestaktionen
stellen die Frage nach dem Gleichgewicht zwischen
Demonstrationsrecht und öffentlicher Sicherheit. Während die
Aktivisten mit ihren Maßnahmen auf fundierte Umweltanliegen
aufmerksam machen wollen, argumentieren Kritiker, dass solche
Methoden die Sicherheit der Allgemeinheit gefährden. Dieser
Konflikt zwischen Protest und Sicherheit ist nicht neu, doch
gewinnt durch die Klage gegen die Aktivisten neue Brisanz. 

Das Verfahren wird auch von juristischen Fachleuten
beobachtet, da die Auslegung von Nötigung und die Grenzen
des rechtmäßigen Protests hier verhandelt werden. Der Ausgang
könnte weitreichende Folgen für zukünftige Protestaktionen und
deren rechtliche Bewertung haben.

Details
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